
März 2013 BBB – BRANDBRANCHENBRIEF - HEILBERUFE 
 

  Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater    

Paul-Hartmann-Straße 61, 89522 Heidenheim 

Tel.: 07321 277 19-0, info@steuerberater-brand.de 

 

 

 

 

 

1 
Keine Entschädigung für Mobbing am 
Arbeitsplatz 

Kernaussage 

Mobbing am Arbeitsplatz und die gesundheitlichen Folgen 

sind weder als Berufskrankheit noch als Arbeitsunfall von 

der gesetzlichen Unfallversicherung zu entschädigen. 

Sachverhalt 

Eine Frau, die als Schreibkraft arbeitete, fühlte sich auf-

grund negativer Gerüchte am Arbeitsplatz gemobbt. Sie 

leidet seither an psychischen Gesundheitsstörungen, die 

sie auf das Mobbing am Arbeitsplatz zurückführt. Hierfür 

beantragte sie gegenüber der gesetzlichen Unfallversiche-

rung eine Entschädigung. Die Unfallkasse lehnte den An-

trag ab, da eine Berufskrankheit nicht vorliege. Die hierge-

gen gerichtete Klage blieb erfolglos. 

Entscheidung 

Die Richter gaben der Unfallkasse Recht. Mobbing und die 

hierauf beruhenden Gesundheitsbeeinträchtigungen seien 

keine anerkannte Berufskrankheit. Die Erkrankung könne 

auch nicht "wie" eine Berufskrankheit entschädigt werden, 

weil keine Erkenntnisse vorlägen, dass eine bestimmte 

Berufsgruppe bei ihrer Tätigkeit in weitaus höherem Grade 

als die übrige Bevölkerung Mobbing ausgesetzt sei. Viel-

mehr komme Mobbing in allen Berufsgruppen sowie im 

privaten Umfeld vor. Da keine zeitlich auf höchstens eine 

Arbeitsschicht begrenzte Einwirkung vorliege, sei ferner 

auch kein Arbeitsunfall anzuerkennen. 

Konsequenz 

Nach dem Gesetz sind Arbeitsunfälle zeitlich begrenzte, 

von außen auf den Körper einwirkende Ereignisse, die zu 

einem Gesundheitsschaden oder zum Tod führen. Dies ist 

bei Mobbing in der Regel nicht gegeben, da der betroffene 

Arbeitnehmer unter wiederholten Beeinträchtigungen leidet. 

Berufskrankheiten sind Krankheiten, die der Gesetzgeber 

durch Rechtsverordnung als solche bezeichnet. Das sind 

im Einzelnen Krankheiten, die nach den Erkenntnissen der 

medizinischen Wissenschaft durch besondere Einwirkun-

gen verursacht sind, denen bestimmte Personengruppen 

durch ihre Tätigkeit in erheblich höherem Grade als die 

übrige Bevölkerung ausgesetzt sind. Dies ist bei Mobbing 

ebenfalls nicht gegeben; die Beeinträchtigung kann in allen 
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Berufsgruppen vorkommen, ohne dass bestimmte Berufe 

besonders gefährdet sind. Die Unfallkasse muss gesund-

heitliche Folgen eines Mobbings daher nicht entschädigen. 

2 
Wann ist Wiedereinsetzung bei Klage 
per Mail ohne Signatur zulässig? 

Kernaussage 

Die Klageerhebung zum Finanzgericht per E-Mail ist ohne 

qualifizierte elektronische Signatur formunwirksam. Aller-

dings kann dieser Mangel beseitigt werden, da grundsätz-

lich Wiedereinsetzung in den vorigen Stand möglich ist. 

Sachverhalt 

Die Kläger machten in ihrer Einkommensteuererklärung 

2008 verschiedene Aufwendungen geltend, die das Fi-

nanzamt nicht berücksichtigte. Die Kläger erhoben Ein-

spruch, der mit Datum vom 6.5.2010 als unbegründet zu-

rückgewiesen wurden. Nach der der Einspruchsentschei-

dung beigefügten Rechtsbehelfsbelehrung ist die Klage 

schriftlich einzureichen. Am 4.6.2010 ging die Klage beim 

zuständigen Finanzgericht Neustadt per E-Mail ohne elekt-

ronische Signatur ein. Daraufhin teilte das Gericht mit, die 

Klage sei nicht ordnungsgemäß erhoben worden. An-

schließend erhoben die Kläger am 14.6.2010 nochmals per 

unterschriebenem Telefax Klage. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht bejahte daraufhin die Zulässigkeit der 

Klage. Das Urteil ist allerdings noch nicht rechtskräftig. 

Mangels elektronischer Signatur war die Klage per E-Mail 

nicht formgerecht. Die anschließende Klage per Fax erfolg-

te zu spät. Jedoch ist Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand zu gewähren. Dies bedeutet, dass die Klage im Er-

gebnis nicht zu spät erfolgte und nun in der Sache über die 

Berücksichtigung der Aufwendungen entschieden werden 

kann. Das Finanzgericht gewährte die Wiedereinsetzung, 

da die Kläger ohne Verschulden die Frist verpassten. Denn 

als steuerliche Laien konnten sie aus der Rechtsbehelfsbe-

lehrung nicht erkennen, dass das Schriftstück aufgrund der 

Schriftform mit einer eigenen Unterschrift oder einer qualifi-

zierten elektronischen Signatur versehen sein muss. Au-

ßerdem akzeptiert die Finanzverwaltung Rheinland-Pfalz 

bei einer ähnlichen Rechtsbehelfsbelehrung auch Einsprü-

che per E-Mail ohne qualifizierte elektronische Signatur. 

Daher kann der Laie nicht ohne Weiteres erkennen, dass 

dies bei der anschließenden Klage anders ist. 

Konsequenz 

Die Entscheidung zeigt, dass man in manchen Fällen ein 

Fristversäumnis noch retten kann. Entspannter lebt es sich 

jedoch, wenn man wichtige Angelegenheiten, wie z. B. eine 

Klage, klassisch per Post einreicht. 

3 Treppenlift als außergewöhnliche Be-
lastung 

Kernaussage 

Bei der Investition in sogenannte medizinische Hilfsmittel 

im engeren Sinne ist zwingend vorher ein ärztliches Attest 

zu beschaffen. 

Sachverhalt 

Der zwischenzeitlich verstorbene Ehemann der Klägerin 

war seit Sommer 2005 in seiner Fähigkeit, Treppen zu 

steigen schwer beeinträchtigt. Daher ließen die Eheleute in 

ihrem Haus einen Treppenlift einbauen. Die Kosten für den 

Treppenlift machten sie im Rahmen der Einkommensteuer-

erklärung als außergewöhnliche Belastungen geltend. 

Hierzu verwiesen sie auf ein ärztliches Attest, das aller-

dings nach dem erfolgten Einbau ausgestellt war. Das 

Finanzamt versagte den Abzug der Kosten als außerge-

wöhnliche Belastungen. Die hiergegen gerichtete Klage 

blieb im ersten Rechtszug ohne Erfolg. Die hiergegen ge-

richtete Revision führte zur Aufhebung des finanzgerichtli-

chen Urteils und zur Zurückverweisung an das Finanzge-

richt. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht Münster wies die Klage auch im zweiten 

Rechtsgang ab. Als außergewöhnliche Belastung können 

nur solche Aufwendungen geltend gemacht werden, die 

dem Steuerpflichtigen zwangsläufig erwachsen. Daher sei 

bei medizinischen Hilfsmitteln grundsätzlich zwischen so-

genannten Hilfsmitteln im engeren Sinne und solchen 

Hilfsmitteln zu differenzieren, die nicht nur von Kranken, 

sondern auch zur Steigerung des Lebensstandards von 

Gesunden erworben würden. Insoweit spreche insbesonde-

re bei medizinischen Hilfsmitteln im engeren Sinne der 

Beweis des ersten Anscheins dafür, dass sie aufgrund des 

krankheitsbedingten Zwangs gekauft werden. Dies gelte z. 

B. für Brillen und Hörgeräte. Demgegenüber stelle ein 

Treppenlift eine Investition dar, die auch der Bequemlich-

keit halber getätigt werden könne. So könne ein Treppenlift 

auch den Lebensstandard derer erhöhen, die sich mit dem 

Treppensteigen schwer tun, gleichwohl hierzu noch im-

stande sind. Bei derartigen Hilfsmitteln im weiteren Sinne 

sei zum Nachweis der Zwangsläufigkeit des Aufwandes ein 

vor der Investition ausgestelltes Attest erforderlich. Über 

dieses Erfordernis könne ein später erstelltes Attest auch 

dann nicht hinweghelfen, wenn darin die schon bei Investi-

tion bestehende Notwendigkeit attestiert werde. 

Konsequenz 

Bei Hilfsmitteln, die auch von Gesunden genutzt werden 

können, ist zwingend vor Investition ein ärztliches Attest 

über die Notwendigkeit der Maßnahme einzuholen. Liegt 

ein solches Attest nicht vor, wird das Finanzamt die Ausga-

ben nicht als außergewöhnliche Belastungen anerkennen. 
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4 
Gewinnermittlung bei Einbringung  
einer freiberuflichen Praxis 

Kernproblem 

Die Ermittlung des steuerlichen Gewinns erfolgt regelmäßig 

durch Betriebsvermögensvergleich. Besteht indes keine 

Buchführungspflicht, kann der Gewinn auch durch Einnah-

men-Überschuss-Rechnung (im Folgenden: EÜR) ermittelt 

werden. Dies gilt insbesondere für Steuerpflichtige, die 

Einkünfte aus selbstständiger Tätigkeit erzielen (z. B. Ärzte, 

Architekten, Steuerberater, etc.). Von Ausnahmen abgese-

hen, handelt es sich dabei um eine Istrechnung nach dem 

Zu- und Abflussprinzip. Erbrachte Leistungen des Steuer-

pflichtigen erhöhen den Gewinn somit nicht bereits im Zeit-

punkt der Forderungsentstehung, sondern erst bei Geldzu-

fluss. Fraglich ist dabei der Zeitpunkt der Besteuerung 

eines Forderungsbestands, wenn der Freiberufler seinen 

Betrieb in eine Personengesellschaft einbringt. 

Sachverhalt 

Kläger ist ein Steuerberater, der den Gewinn seiner Einzel-

praxis durch EÜR ermittelte. Am 2.1. des Streitjahres 1997 

erfolgte die Einbringung der Praxis in eine neugegründete 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR). Bis dahin ent-

standene Forderungen waren ausdrücklich von der Ein-

bringungsverpflichtung ausgenommen. Im Anschluss an 

eine Betriebsprüfung vertrat die Finanzverwaltung die Auf-

fassung, dass der auf den 2.1.1997 ermittelten Aufgabe-

gewinn des Steuerberaters um den offenen Forderungsbe-

stands zu erhöhen sei. Der Kläger begehrte indes eine 

Besteuerung erst bei Zufluss. Nach zunächst erfolgreicher 

Klage des Steuerberaters vor dem Finanzgericht (FG) 

Münster, hatte nunmehr der Bundesfinanzhof (BFH) zu 

entscheiden. 

Entscheidung 

Der BFH hat die Entscheidung vertagt und das Bundesfi-

nanzministerium (BMF) aufgefordert, dem Verfahren beizu-

treten. In seinen Entscheidungsgründen verweist der zu-

ständige Senat des BFH zwar auf die Entscheidung eines 

anderen Senats aus dem Jahr 2007. Demnach sind Forde-

rungen, die im Rahmen einer Praxiseinbringung zurückbe-

halten werden, nicht als Übergangsgewinn zu erfassen, 

sondern erst bei Zufluss zu versteuern. Der jetzt zuständige 

Senat lässt aber offen, ob er sich dieser Auffassung an-

schließen wird. 

Konsequenz 

Das Urteil des BFH aus dem Jahr 2007 wurde nicht im 

Bundessteuerblatt veröffentlicht und wird deshalb von der 

Finanzverwaltung nicht angewendet. Die damit einherge-

hende Rechtsunsicherheit für die Beratungspraxis ist er-

heblich. Es bleibt zu hoffen, dass das BMF dem Verfahren 

zügig beitritt und eine endgültige Klärung der Rechtsfrage 

alsbald erfolgt. 

5 
Ehrenamt begründet keine Arbeit-
nehmereigenschaft 

Kernfrage 

Eine Vielzahl von Tätigkeiten wird von Ehrenämtlern aus-

geübt. Dabei sind die Grenzen zwischen ehrenamtlicher 

Tätigkeit und einer abhängigen Beschäftigung oft fließend. 

Steuerlich und sozialversicherungsrechtlich gelten beson-

dere Verdienstgrenzen. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) 

hatte kürzlich über die Abgrenzung zwischen Arbeitsver-

hältnis und Ehrenamt aus arbeitsrechtlicher Sicht zu ent-

scheiden. 

Sachverhalt 

Die Klägerin war über lange Jahre bei einer karitativen 

Einrichtung als ehrenamtliche Telefonseelsorgerin tätig. Sie 

erhielt hierfür eine Unkostenentschädigung von 30 EUR im 

Monat. Die Einrichtung beschäftigte einen hauptamtlichen 

Seelsorger und eine Vielzahl Ehrenämtler und unterhielt 

hierfür die entsprechenden Räumlichkeiten. Die Tätigkeit 

der Ehrenämtler erfolgte auf der Grundlage von Dienstplä-

nen, in die sie sich monatlich eintrugen. Dabei wurde von 

den Ehrenämtlern erwartet, regelmäßig tätig zu werden. Als 

die Einrichtung die Klägerin von ihrem Dienst entband, 

erhob sie Kündigungsschutzklage und behauptete, Arbeit-

nehmerin der Einrichtung gewesen zu sein. Sie unterlag 

zuletzt vor dem BAG. 

Entscheidung 

Ein Arbeitsverhältnis lag zwischen den Parteien nicht vor. 

Das Gericht stütze die Entscheidung darauf, dass die Tä-

tigkeit der Klägerin nicht auf die Sicherung ihre Existenz 

gerichtet war. Die ehrenamtliche Ausübung war vielmehr 

Ausdruck ihrer inneren Haltung und dem Wunsch, Men-

schen mit Sorgen und Nöten zu helfen. Deshalb sei auch 

die Vereinbarung der Unentgeltlichkeit zulässig. In der 

Gesamtbewertung bestünde darüber hinaus keine Anhalts-

punkte dafür, dass arbeitsrechtliche Schutzvorschriften 

umgangen worden sein. 

Konsequenz 

Die Entscheidung sichert ehrenamtliche Tätigkeit jedenfalls 

dort, wo kein Entgelt gezahlt wird und die Tätigkeit auf das 

Gemeinwohl gerichtet ist. Karitative Einrichtungen können 

davon ausgehen, dass sie nicht Gefahr laufen, die 

Ehrenamtler seien als Arbeitnehmer anzusehen; mit allen 

(lohn)steuerlichen und sozialversicherungsrechtlichen Kon-

sequenzen. 
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6 
Zur Umsatzsteuerbefreiung von 
Krankenhausapotheken 

Kernaussage 

Krankenhaus- und ärztliche Heilbehandlungen sind regel-

mäßig von der Umsatzsteuer befreit. Dies gilt ebenso für 

die hiermit eng verbundenen Umsätze. Häufig ist streitig, 

ob Leistungen noch als eng verbundene Umsätze zu quali-

fizieren sind. 

Sachverhalt 

Die Klägerin betrieb ein Krankenhaus, in dem Krebspatien-

ten stationär sowie ambulant mittels Chemotherapie be-

handelt wurden. Ambulante Behandlungen wurden darüber 

hinaus auch von den angestellten Krankenhausärzten 

ausgeführt, die hierzu persönlich ermächtigt waren. Die 

anlässlich der Behandlung verabreichten Zytostatika, wur-

den in der von der Klägerin betriebenen Krankenhausapo-

theke hergestellt. Während die Lieferung der Zytostatika für 

stationäre Behandlungen unstreitig steuerfrei war, versagte 

das Finanzamt die Steuerfreiheit, soweit die Verabreichung 

im Rahmen der ambulanten Behandlungen erfolgte. Nach 

Auffassung der Finanzverwaltung liegen insoweit keine 

steuerbefreiten „eng verbundenen Umsätze“ vor. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat zur Klärung des Falls dem 

Europäischen Gerichtshof (EuGH) die folgenden Fragen 

zur Entscheidung vorgelegt. Kommen nur Dienstleistungen 

als eng verbundene Umsätze in Betracht, so dass die Lie-

ferung von Medikamenten nicht steuerbefreit wäre? Sofern 

dies nicht zutrifft, steht es der Steuerbefreiung entgegen, 

wenn der eng verbundene Umsatz nicht durch den Unter-

nehmer erbracht wird, der auch die steuerfreie Kranken-

haus- bzw. ärztliche Heilbehandlung durchführt? Im Fall 

betraf dies die ambulanten Behandlungen durch die ange-

stellten Krankenhausärzte, die insoweit selbst als Unter-

nehmer auftraten. Falls eine Steuerbefreiung nach der 

vorstehenden Frage zulässig ist, scheitert die Steuerbefrei-

ung daran, dass die maßgebliche Befreiungsvorschrift der 

Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) nicht explizit 

die Befreiung eng verbundener Umsätze aufführt? Soweit 

die Krankenhausapotheke im Wettbewerb zu gewerblichen 

Apotheken steht, sieht der BFH kein Anlass, die Steuerbe-

freiung zu versagen, sofern die Krankenhausapotheke nicht 

auch andere Kliniken beliefert. 

Konsequenz 

Es ist zu erwarten, dass der EuGH nun grundsätzliche 

Aussagen zu den Voraussetzungen für die Annahme steu-

erbefreiter eng verbundener Umsätze treffen muss, die 

auch in anderen Fällen von Bedeutung sein werden. Betrof-

fene Unternehmen müssen prüfen, ob sie die Veranlagun-

gen unter Verweis auf das Urteil offen halten müssen. Ge-

gebenenfalls wird das Urteil des EuGH den Wettbewerbs-

nachteil für gewerbliche Apotheken, deren Lieferungen von 

Zytostatika an Krankenhäuser steuerpflichtig sind beseitigt. 

7 
Die „Praxisgebühr“ ist nicht als Son-
derausgabe abziehbar 

Kernaussage 

Nach den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 

können Steuerpflichtige „Beiträge zur Krankenversiche-

rung“ als Sonderausgaben abziehen. Darunter fallen solche 

Ausgaben, die zumindest im Zusammenhang mit der Er-

langung des Versicherungsschutzes stehen, also letztlich 

der Vorsorge dienen. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat hier-

zu kürzlich entschieden, dass die Zuzahlungen in der ge-

setzlichen Krankenversicherung, die so genannten „Praxis-

gebühren“, nicht als Sonderausgaben abgezogen werden 

können. 

Sachverhalt 

Die klagenden Ehegatten waren im Streitjahr 2007 zusam-

men zu Einkommensteuer veranlagt. Sie machten in ihrer 

Steuererklärung „Praxisgebühren“ in Höhe von 140 EUR 

geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die Gebühren 

jedoch nicht als Sonderausgaben, sondern als außerge-

wöhnliche Belastungen. Weil die Zahlungen die zumutbare 

Belastung nach den Bestimmungen des Einkommensteu-

ergesetzes in der seinerzeit geltenden Fassung nicht über-

stiegen, ergab sich keine steuerliche Auswirkung. Mit ihrer 

Klage hiergegen blieben die Eheleute in allen Instanzen 

erfolglos. 

Entscheidung 

Die „Praxisgebühren“ sind keine Sonderausgaben in Form 

von „Beiträgen zur Krankenversicherung“. Hierzu können, 

so die Richter, nur solche Ausgaben gehören, die zumin-

dest im Zusammenhang mit der Erlangung des Versiche-

rungsschutzes stehen und damit als Vorsorgeaufwendun-

gen zu qualifizieren sind. Der Versicherungsschutz in der 

gesetzlichen Krankenkasse wird aber unabhängig von der 

Leistung der „Praxisgebühr“ gewährt. Denn auch wenn in 

einem  Kalendervierteljahr keine ambulante ärztliche Leis-

tung in Anspruch genommen wird, besteht für diesen Zeit-

raum Versicherungsschutz. Bei der Zuzahlung handelt es 

sich um eine für das System der gesetzlichen Krankenkas-

sen typische eigenständige Form der Abgabe zum Zwecke 

der Eigenbeteiligung der Versicherten an den eigenen 

Krankheitskosten. Die „Praxisgebühr“ stellt eine Art der 

Selbstbeteiligung dar und ist keine Gegenleistung für den 

gewährten Versicherungsschutz. 

Konsequenz 

Da die von den Klägern geltend gemachten „Praxisgebüh-

ren“ sich auch bei einer Berücksichtigung als außerge-

wöhnliche Belastungen im Sinne des Einkommensteuerge-

setzes nicht auf die Höhe der festgesetzten Steuer ausge-

wirkt hätten, konnte der BFH offenlassen, ob sie Krank-

heitskosten darstellen. Hier wäre dann gegebenenfalls 
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deren Zwangsläufigkeit formalisiert nachzuweisen gewe-

sen. 

8 
Sind Kosten eines Arztes für ein 
Theologiestudium Werbungskosten? 

Kernproblem 

Aufwendungen für eine Bildungsmaßnahme sind als Wer-

bungskosten abziehbar, wenn ein konkreter Zusammen-

hang mit der Berufstätigkeit besteht. Ob die Bildungsauf-

wendungen aus beruflichem Anlass getätigt werden oder 

ob es sich um privat veranlasste Aufwendungen handelt, ist 

anhand einer Gesamtwürdigung aller Umstände des Ein-

zelfalls zu entscheiden. Diese vom Bundesfinanzhof ge-

prägten Leitsätze helfen in der Praxis leider nur selten 

weiter und erfordern eine Auseinandersetzung mit dem 

konkreten Berufsbild, für das die Aufwendungen dem An-

trag nach getätigt werden. Das Finanzgericht (FG) Rhein-

land-Pfalz hat das im Fall eines Mediziners getan, der Auf-

wendungen für ein Theologiestudium steuerlich geltend 

machte. 

Sachverhalt 

Der angestellte Facharzt für Nuklearmedizin machte in 

seiner Einkommensteuererklärung Aufwendungen für ein 

Theologiestudium in Höhe von 1.600 EUR als Werbungs-

kosten geltend. Den beruflichen Zusammenhang begründe-

te er mit dem Angebot der Seelsorge im Rahmen der Pati-

entenbetreuung. Bei der Behandlung der vielen Schwerst-

kranken bestehe eine erhöhte Suizidgefahr, so dass ein 

Studium mit seelsorgerischer Ausbildung von Vorteil sei. 

Die dafür erforderlichen Grundlagen einer adäquaten seel-

sorgerischen und psychologischen Betreuung habe das 

Medizinstudium nicht vermittelt. Zudem könne das Vorhal-

ten eines entsprechenden Angebots im Vergleich zu ärztli-

chen Wettbewerbern ein Vorteil darstellen. Das Finanzamt 

lehnte jedoch den Abzug wegen privater Mitveranlassung 

und des Fehlers eines Aufteilungsmaßstabs ab. Der Arzt 

zog daraufhin vor Gericht. 

Entscheidung 

Die Richter wiesen die Klage ab, nachdem sie sich mit dem 

Sinn, Zweck und Grundaufbau eines Theologiestudiums 

auseinandergesetzt hatten. So habe der Arzt das Studium 

nicht begonnen, ein darauf zugeschnittenes Priester- oder 

Lehramt anzustreben. Die von dem Arzt in den Vorder-

grund gestellten Aspekte, wie die Kommunikationsfähigkeit 

beim Umgang mit Patienten in lebensbedrohlichen Situati-

onen, würden nach der Beschreibung des Grundaufbaus 

des Studiums nur am Rande berührt. Im Gegensatz zu den 

Interessen der übrigen Studierenden sei der Fortbildungs-

bedarf des Arztes  bei einem Theologiestudium nur von 

ganz untergeordneter Bedeutung. So sah das Finanzge-

richt zumindest im Streitjahr keinen hinreichend konkreten 

Zusammenhang der Aufwendungen mit der ärztlichen Tä-

tigkeit. 

 

Konsequenzen  

Das Urteil ist bestandskräftig geworden. Für Folgejahre 

hielten die Richter eine Berücksichtigung der Aufwendun-

gen für denkbar, wenn die Inhalte der besuchten Vorlesun-

gen einen konkreten Bezug zu den seelsorgerischen und 

kommunikativen Aspekten als Nuklearmediziner zuließen. 

9 
Wirksam: mündlich vereinbarte pau-
schale Überstundenabgeltung 

Kernfrage 

Arbeitsvertragliche Regelungen unterliegen einer Inhalts-

kontrolle nach den Regelungen über Allgemeine Ge-

schäftsbedingungen. So sind Regelungen unzulässig, 

wenn sie überraschend oder intransparent sind. Dies gilt 

jedenfalls für arbeitsvertragliche Nebenabreden was die 

Intransparenz betrifft; nicht jedoch für Hauptleistungsabre-

den wie z. B. die Absprachen zum Umfang der Arbeitsleis-

tung. Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hatte nunmehr da-

rüber zu entscheiden, ob Regelungen zur Ableistung von 

Überstunden unter die Hauptleistungsabreden fallen und 

ob diese auch wirksam bleiben, wenn sie nur mündlich 

vereinbart sind. 

Sachverhalt 

Der klagende Arbeitnehmer hatte ein Jahr für das beklagte 

Unternehmen gearbeitet. Grundlage war ein nur mündlich 

geschlossener Arbeitsvertrag. Dabei war dem Arbeitneh-

mer bei Arbeitsbeginn mitgeteilt worden, dass die ersten 20 

Überstunden mit dem Grundgehalt abgegolten seien. Ent-

sprechend erhielt er geleistete Überstunden erst ab der 21. 

Überstunde bezahlt. Die hiergegen gerichtete Klage wurde 

zuletzt vom BAG abgewiesen. 

Entscheidung 

Zwar sei die mündliche Regelung zur Überstundenvergü-

tung ab der 21. Überstunde eine Allgemeine Geschäftsbe-

dingung, die für eine Vielzahl von Arbeitsverträgen gelte. 

Das Vorliegen eines nur mündlichen Arbeitsvertrages 

schließe die Anwendung der Regelungen zu Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen nicht aus. Allerdings sei die Klausel 

nicht überraschend, weil eine pauschale Überstundenab-

geltung bei Arbeitsverträgen nicht unüblich sei. Alleine die 

mündliche Vereinbarung und das Fehlen einer Möglichkeit 

zum Nachlesen, rechtfertigten die Annahme einer überra-

schenden Klausel nicht. Eine weitergehende Inhaltskontrol-

le erfolge nicht, weil es sich um eine Hauptleistungsabrede 

handele, die im Übrigen aber auch nicht intransparent ge-

wesen sei. 

Konsequenzen  

Die Entscheidung des BAG ist zu begrüßen. Insbesondere 

die Tatsache, dass die bloße Mündlichkeit nicht dazu führe, 

dass die Abrede per se überraschend sei, schafft für Bran-

chen, in denen mündliche Arbeitsverträge häufig vorkom-

men, Sicherheit. Entsprechendes gilt für die Anerkennung 

von pauschalen Überstundenabgeltungen. 
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10 
Im Urlaub erkrankter Arbeitnehmer 
dürfen den Urlaub nachholen 

Kernfrage/Rechtslage 

Wird ein Arbeitnehmer im Urlaub arbeitsunfähig krank, 

versteht es sich nach deutschem Recht so, dass er zwar 

nicht den gewährten Urlaub um die Zeit der Krankheit ei-

genmächtig verlängern kann. Sehr wohl steht ihm die Zeit 

der Arbeitsunfähigkeit aber als "neuer" Urlaub zur Verfü-

gung. Dass dies nicht überall in Europa so ist, zeigt das 

Beispiel des spanischen Urlaubsrechts, das jetzt durch den 

Europäischen Gerichtshof gekippt worden ist 

Sachverhalt 

Nach spanischem Recht ist der Fall des Zusammentreffens 

von Urlaub und arbeitsunfähiger Erkrankung nicht geregelt. 

Nur für schwangere Arbeitnehmer sieht das spanische 

Recht ausdrücklich vor, dass der Arbeitnehmer berechtigt 

ist, seinen Urlaub, der in die Zeit der Arbeitsunfähigkeit fällt, 

später zu nehmen. Spanische Gewerkschaften machten 

vor Gericht geltend, diese für Schwangere geltende Rege-

lung müsse für alle arbeitsunfähig erkrankten Arbeitnehmer 

gelten. 

Entscheidung 

Der Europäische Gerichtshof gab den Gewerkschaften 

Recht. Weil der Erholungsurlaub eine als europäisches 

Grundrecht geschützte zentrale Errungenschaft gemein-

schafsrechtlichen Arbeitsrechts sei, ist ein Arbeitnehmer, 

der während seines bezahlten Jahresurlaubs arbeitsunfä-

hig wird, berechtigt, später eine der Dauer seiner Krankheit 

entsprechende Urlaubszeit in Anspruch zu nehmen, wobei 

dieses Recht unabhängig davon besteht, wann die Arbeits-

unfähigkeit eingetreten sei. 

Konsequenzen  

Die Entscheidung ist für Deutschland ohne weitreichende 

Relevanz, da sie in Deutschland gängiger Rechtsprechung 

und Handhabung entspricht. Hingewiesen wird aber darauf, 

dass der im Urlaub erkrankte Arbeitnehmer die gleichen 

Pflichten wie während der Arbeitszeit hat. Das heißt insbe-

sondere, er muss sich unverzüglich krank melden und ein 

ärztliches Attest vorlegen; sonst kann der Arbeitgeber die 

Anerkennung der Krankentage verweigern. Erkrankt der 

Arbeitnehmer während des Abfeierns von Überstunden, 

bleiben diese nicht erhalten. 

 

Rechtsstand: März 2013 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverläs-

siger Partner in allen Beratungssituationen sein, 

sei es bei der Beantwortung von Spezialfragen oder auch 

bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!

 


